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Für Unternehmer

Leasing: Geänderte  
Verwaltungsanweisung 
zur umsatzsteuerlichen 
Behandlung beim  
Minderwertausgleich

Im letzten Jahr hatte der Bundes­
finanzhof entgegen der Ansicht der  

Finanzverwaltung entschieden, dass die 
Zahlung eines Minderwertausgleichs 
wegen Schäden am Leasingfahrzeug 
nicht der Umsatzsteuer unterliegt. Das 
Bundesfinanzministerium hat diese 
Rechtsprechung nun übernommen, da­
bei allerdings einige Einschränkungen 
vorgenommen.

Verpflichtet sich der Leasingnehmer im 
Leasingvertrag, für am Leasinggegen­
stand durch eine nicht vertragsgemäße 
Nutzung eingetretene Schäden einen 
Minderwertausgleich zu zahlen, ist diese  
Zahlung als Schadenersatz nicht der 
Umsatzsteuer zu unterwerfen.

Bei anderen Zahlungen – die Finanzver­
waltung listet insofern Entgelte für 
Mehr- bzw. Minderkilometer, Restwert­
differenzen und die verspätete Rück­
gabe auf – verbleibt es bei der bishe­
rigen Sichtweise. In diesen Fällen liegt 
somit kein Schadenersatz vor.

Beachten Sie: Die Verwaltung wendet 
die neue Sichtweise grundsätzlich in 
allen offenen Fällen an. Es wird jedoch 
nicht beanstandet, wenn die Vertrags­
parteien bei Zahlung eines Minder­
wertausgleichs über eine umsatzsteu-
erbare Leistung abgerechnet haben 
und der maßgebende Leasingvertrag 
vor dem 1.7.2014 endet.

BMF-Schreiben vom 6.2.2014, Az. IV D 2 - S 7100/ 
07/10007, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 140417; BFH-
Urteil vom 20.3.2013, Az. XI R 6/11Für alle Steuerpflichtigen

Häusliches Arbeitszimmer:  
Wann liegt ein „anderer Arbeitsplatz“ vor?

Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer sind bis zu 1.250 EUR als Wer­
bungskosten oder Betriebsausgaben abziehbar, wenn für die betriebliche oder 

berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Nach Ansicht 
des Finanzgerichts Niedersachsen kommt es dabei auf das Vorhandensein eines 
anderen Arbeitsplatzes an, nicht auf die Möglichkeit, einen solchen einzurichten. 

Das Finanzamt hatte den Kostenabzug 
u.a. mit der Begründung versagt, dass 
bereits die Möglichkeit der Einrichtung 
ausreiche. Diese Auffassung auf die 
Spitze getrieben, so das Finanzgericht 
Niedersachsen, würde dazu führen, dass 
alleine ein freier Tisch und ein freier  
Stuhl ausreichen, um einen anderen 
Arbeitsplatz zu bejahen. 

Durch tragbare Geräte wie ein Handy, 
einen Laptop und einen transportablen 
Drucker kann nämlich jederzeit die 
Möglichkeit eröffnet werden, mit einem 
Tisch und einem Stuhl einen Arbeits­
platz herzurichten.

FG Niedersachsen, Urteil vom 14.5.2013, Az. 13 K 
230/11, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 140794

Für alle Steuerpflichtigen

Merkblatt zum  
Kindergeld 2014

Das Bundeszentralamt für Steuern  
hat aktuell ein Merkblatt zum 

Kindergeld 2014 herausgegeben. Das 
Merkblatt soll einen Überblick über den 
wesentlichen Inhalt der gesetzlichen Re-
gelungen zum Kindergeldrecht geben.

Hinweis: Das Merkblatt umfasst 48 Sei­
ten und kann unter www.iww.de/sl430  
heruntergeladen werden. 
BZSt, Mitteilung vom 17.3.2014

Steuerfreie Arbeitgeberleistungen zur 
Kinderbetreuung

Arbeitgeberleistungen für die Betreu-
ung nicht schulpflichtiger Kinder des  
Arbeitnehmers sind steuerfrei, soweit 
sie zusätzlich zum ohnehin geschul­
deten Arbeitslohn erbracht werden. 
Begünstigt sind sowohl Sachleistungen 
(z.B. betriebseigene Kindergärten) als 
auch Geldleistungen (z.B. Zuschüsse zu 
Kita-Gebühren). Derzeit ist diese Steuer­
freiheit der Höhe nach nicht begrenzt. 

Zukünftig soll die Steuerbefreiung in 
Analogie zur Regelung beim Abzug der 
Kinderbetreuungskosten als Sonder­
ausgaben begrenzt werden (zwei Drittel 
der Kosten, max. 4.000 EUR). Dafür soll 
das Kriterium „zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn“ entfallen, 
sodass eine Abgrenzung zwischen  
regulären und zusätzlich vereinbarten 
Lohnbestandteilen entbehrlich ist. 

Hinweis: Diese Begrenzung soll aber nicht 
gelten bei der Unterbringung und Be­
treuung in Kindergärten oder vergleich­
baren Einrichtungen des Arbeitgebers.

Weitere Änderungen im Überblick

Darüber hinaus sind insbesondere fol­
gende Vorhaben zu beachten:

Reduzierung der •	 monatlichen Frei-
grenze für bestimmte Sachbezüge 
von 44 EUR auf 20 EUR.

Höhere Pauschbeträge für behinderte •	
Menschen bei gleichzeitiger Neure­
gelung des Einzelnachweises tatsäch­
licher Kosten sowie die dauerhafte 
Übertragung des Pauschbetrags eines  
behinderten Kindes auf die Eltern.

Anhebung des •	 Arbeitnehmer-Pausch-
betrags um 130 EUR auf 1.130 EUR.

Neuregelung beim Abzug und Nach­•	
weis von Pflegekosten.

Gleichstellung von Lebenspartnern

Im letzten Jahr wurde aufgrund eines  
Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
die Gleichbehandlung von eingetra-
genen Lebenspartnern für das Einkom­
mensteuergesetz umgesetzt. Nun hat 
das Bundesfinanzministerium einen Re­
ferentenentwurf veröffentlicht, wodurch 
die restlichen steuerlichen Ungleich-  
behandlungen beseitigt werden sollen. 

Beispielsweise sollen Lebenspartner 
in den Katalog der Angehörigen nach 
§ 15 der Abgabenordnung aufgenom­
men werden, was in vielen Bereichen 
bedeutsam ist. So können Angehörige 
zum Beispiel die Auskunft verweigern, 
soweit sie nicht selbst als Beteiligte 
über ihre eigenen steuerlichen Verhält­
nisse auskunftspflichtig sind oder die 
Auskunftspflicht für einen Beteiligten 
zu erfüllen haben.

Hinweis: Die Gesetzesänderungen sol­
len grundsätzlich am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft treten. Sie sind in der 
Regel für noch nicht bestandskräftige 
Fälle anzuwenden. Der neugefasste  
§ 15 der Abgabenordnung soll ab dem 
Tag des Inkrafttretens des Gesetzes an­
zuwenden sein.

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Vereinfachung 
des Steuerrechts 2013 (StVereinfG 2013), BR-Drs. (B)  
92/14 vom 14.3.2014, BR-Drs. (B) 684/12 vom 
14.12.2012; Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung 
steuerlicher Regelungen an die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts, BMF-Referentenentwurf 
vom 13.3.2014
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Für Unternehmer

Umsatzsteuer: Aktuelles Schreiben der Verwaltung  
zur Steuerschuldnerschaft bei Bauleistungen 

Bei bestimmten Bauleistungen schuldet der Leistungsempfänger die Umsatz-
steuer, wenn er seinerseits Bauleistungen erbringt. Für Bauträger hat der 

Bundesfinanzhof entschieden, dass sie grundsätzlich nicht als Steuerschuldner in 
Betracht kommen, weil sie keine Bauleistung im Sinne der Vorschrift erbringen, 
sondern bebaute Grundstücke liefern. Die Verwaltung hat nun mitgeteilt, dass das 
Urteil in allen offenen Fällen anzuwenden ist. Darüber hinaus hat sie neue Grund­
sätze hinsichtlich der Steuerschuldnerschaft bei Bauleistungen aufgestellt.

Nach der neuen Sichtweise ist es er­
forderlich, dass die an den Leistungs­
empfänger erbrachten Bauleistungen 
mit von ihm erbrachten Bauleistungen 
unmittelbar zusammenhängen.  

Beispiel: Bauunternehmer A erbringt 
ausschließlich Bauleistungen. Das 
Handwerksunternehmen B baut in dem 
Verwaltungsgebäude des A neue Fens- 
ter und Türen ein. Es erfolgt keine Ver- 
lagerung der Umsatzsteuerschuld vom  
leistenden Unternehmer (B) auf den Leis­
tungsempfänger (A), weil A die Bauleis­
tung nicht unmittelbar zur Ausführung 
einer konkreten Bauleistung verwendet.

Hinweis: Nach bisheriger Verwaltungs­
meinung war es maßgeblich, in wel­
chem Umfang der Leistungsempfänger 
Bauleistungen im vorangegangenen 
Kalenderjahr erbracht hat (mindestens  
10 % seines Weltumsatzes). Nicht zuletzt 
wegen der Kritik des Bundesfinanzhofs 
ist die Verwaltung hiervon abgerückt. 

Dem leistenden Unternehmer steht es 
frei, den Nachweis mit allen geeigneten 
Belegen und Beweismitteln zu führen, 
aus denen sich ergibt, dass der Leis­
tungsempfänger ein Unternehmer ist, 
der die an ihn erbrachte Bauleistung zur 
Erbringung einer derartigen Leistung 
verwendet. Legt der Leistungsempfän­
ger eine Freistellungsbescheinigung 
nach § 48b EStG vor, gilt dies (nur) als 
Indiz dafür, dass er die Leistung für eine 
Bauleistung verwenden will.

Wichtig: Leistende Unternehmer sollten 
sich zukünftig schriftlich bestätigen las-
sen, dass der Kunde die Leistungen für 
eine Bauleistung verwendet. In dieser 
Vereinbarung sollte auch auf einen 
möglichen Schadenersatz hingewie­
sen werden, sofern sich die Bestätigung 
später als falsch herausstellen sollte.

Hinweis: Auch bei Gebäudereinigungs-
leistungen hat die Verwaltung ihre Sicht­
weise angepasst. Für einen Wechsel 
der Steuerschuldnerschaft ist es auch 
hier erforderlich, dass die an den Leis­
tungsempfänger erbrachten Gebäude­

reinigungsleistungen mit von ihm er­
brachten Gebäudereinigungsleistungen 
unmittelbar zusammenhängen.

Die Grundsätze des Schreibens des 
Bundesfinanzministeriums sind auf 
Umsätze anzuwenden, die ab dem Tag 
nach der Veröffentlichung dieses Schrei­
bens im Bundessteuerblatt ausgeführt 
werden (veröffentlicht am 14.2.2014).

Darüber hinaus weist die Verwaltung 
auf Folgendes hin: Haben die Beteili­
gten die Steuerschuldnerschaft des Leis- 
tungsempfängers für eine Bauleistung, 
die bis zum Tag der Veröffentlichung 
dieses Schreibens ausgeführt worden 
ist, einvernehmlich unter Berücksich-
tigung der bisherigen Verwaltungsan-
weisungen angewendet, wird es nicht 
beanstandet, wenn sie nach Veröffent­
lichung des Urteils des Bundesfinanz­
hofs ebenso einvernehmlich entschei­
den, hieran festzuhalten, auch wenn 
der leistende Unternehmer nach neuer 
Rechtslage Steuerschuldner wäre. Die 
Notwendigkeit von Rechnungsberichti­
gungen besteht nicht.

Beruft sich der Leistungsempfänger 
zu einem späteren Zeitpunkt auf das 
Urteil des Bundesfinanzhofs, soll der 
leistende Unternehmer insoweit keinen 
Vertrauensschutz genießen. 

Praxisempfehlung

Haben nicht zum vollen Vorsteuerab-
zug berechtigte Bauträger aufgrund der 
bisherigen Verwaltungsanweisungen 
Umsatzsteuer als Leistungsempfänger 
abgeführt, können sie diese in offenen 
Fällen zurückfordern. Ob die Verwaltung 
die Umsatzsteuer in diesen Fällen beim 
leistenden Unternehmer erfolgreich 
nachfordern kann, ist wegen des ver­
fahrensrechtlichen Vertrauensschutzes 
äußerst fraglich. Zu dieser Thematik 
ist ein weiteres Schreiben des Bundes­
finanzministeriums in Planung.

BMF-Schreiben vom 5.2.2014, Az. IV D 3 - S 7279/ 
11/10002, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 140678; BFH-
Urteil vom 22.8.2013, Az. V R 37/10

Für Unternehmer

Auch beim Ehegatten-
Arbeitsverhältnis  
muss die Pkw-Nutzung 
fremdüblich sein

Die Pkw-Überlassung ist zwar grund­
sätzlich auch bei einem Ehegatten-

Arbeitsverhältnis anzuerkennen. Dies 
setzt aber voraus, dass die Bedingungen 
für die Kfz-Gestellung fremdüblich sind, 
so der Bundesfinanzhof.

Im Streitfall hatte ein Unternehmer 
seine Ehefrau angestellt. Die durch­
schnittliche regelmäßige Arbeitszeit von  
17 Wochenstunden wurde mit monat­
lich 150 EUR und der uneingeschränkten 
Nutzungsmöglichkeit eines VW  
Tiguan vergütet. Das Finanzamt und das 
Finanzgericht lehnten die steuerliche 
Anerkennung des Ehegatten-Arbeits­
verhältnisses ab, weil die Art und Weise 
der Vergütung einem Fremdvergleich 
nicht standhielt. Die hiergegen gerich­
tete Beschwerde hatte keinen Erfolg. 

Indiz für die Zuordnung zum betrieb­
lichen Bereich ist insbesondere, ob der 
Vertrag dem entspricht, was zwischen 
Fremden üblich ist. Nach Ansicht des 
Bundesfinanzhofs hat das Finanzgericht 
die Fremdüblichkeit im Hinblick auf den 
Vertragsinhalt (einfache Büro- und Rei­
nigungsarbeiten), die geringe Höhe der 
Vergütung und die im Gegensatz dazu 
stehende uneingeschränkte Nutzungs-
möglichkeit eines hochwertigen Pkw zu 
Recht verneint. 

BFH, Beschluss vom 21.1.2014, Az. X B 181/13, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 140714

Für alle Steuerpflichtigen

Krankenversicherung: 
Kein Sonderausgaben-
abzug für Selbstbehalt

Vereinbart ein Steuerpflichtiger mit 
seiner Krankenkasse einen Selbst-

behalt, stellen die im Krankheitsfall 
gezahlten Aufwendungen nach einem 
Beschluss des Bundesfinanzhofs keine  
Krankenversicherungsbeiträge und 
somit keine Sonderausgaben dar. Auf­
wendungen im Rahmen des Selbstbe­
halts fallen außerhalb des vertraglich 
vereinbarten Versicherungsschutzes an.

Hinweis: Unter gewissen Vorausset­
zungen kommt in diesen Fällen allen­
falls ein Abzug als außergewöhnliche 
Belastung in Betracht. 

BFH, Beschluss vom 8.10.2013, Az. X B 110/13, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 140477

QR_02_14.indd   3 24.04.2014   08:14:27



– 4 – Im Mai 2014

Für Arbeitgeber

Befreiung von der RV-Pflicht bei Minijobs: Fehlende 
Meldungen müssen nicht nachgereicht werden

In der letzten Zeit haben die Betriebsprüfer die fristgerechte Meldung der Arbeit­
geber an die Minijob-Zentrale zur Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 

verstärkt überprüft. Lagen die Meldungen nicht vor, gingen die Prüfer von der 
Versicherungspflicht aus und forderten die Beiträge nach. Hierauf hat der Deutsche 
Steuerberaterverband (DStV) hingewiesen. Der DStV hat darüber hinaus mitgeteilt, 
dass die Minijob-Zentrale nunmehr eine Fristverlängerung gewährt hat.

Zum Hintergrund

Minijobber, die ihre Beschäftigung vor 
dem 1.1.2013 aufgenommen haben und 
deren Vergütung weiterhin maximal 
400 EUR beträgt, bleiben auch künftig 
rentenversicherungsfrei. Für neue Be-
schäftigungsverhältnisse sowie für Ar­
beitnehmer, deren monatliches Entgelt 
aufgrund der Neuregelung auf bis zu 
450 EUR angehoben wurde, tritt hinge­
gen die Rentenversicherungspflicht ein.

Die (Beibehaltung der) Versicherungs­
freiheit setzt in diesen Fällen den 
schriftlichen Antrag des Arbeitnehmers 
gegenüber dem Arbeitgeber auf Befrei­
ung von der Rentenversicherungspflicht  
voraus. Darüber hinaus muss der Ar­
beitgeber die gewünschte Befreiung an 
die Einzugsstelle melden – und zwar 
spätestens innerhalb von sechs Wochen 
nach Zugang des Antrags.

Zeitliche Regelungen

Nach Rücksprache des DStV mit der 
Minijob-Zentrale gilt bis zum 30.6.2014 

Folgendes: Hat der Arbeitgeber in 
Entgelterhöhungsfällen einen fristge­
rechten Antrag des Arbeitnehmers zu 
den Entgeltunterlagen genommen, 
dies bislang jedoch nicht der Minijob-
Zentrale gemeldet, muss diese fehlende 
Meldung nicht nachgeholt werden. Der 
Arbeitnehmer ist dennoch von der Ver­
sicherungspflicht befreit.

Hinweis: Fehlt bereits der Befreiungsan-
trag, besteht vom Tag der Entgelterhö­
hung bis zum Tag vor Wirksamkeit der 
Befreiung Rentenversicherungspflicht.

Ab 1.7.2014 muss der Arbeitgeber für 
neue Beschäftigungsverhältnisse bzw. 
in Entgelterhöhungsfällen den Eingang 
des Antrags auf Befreiung von der Ren­
tenversicherungspflicht zwingend inner-
halb von sechs Wochen bei der Minijob-
Zentrale anzeigen. Anderenfalls ergibt 
sich die Versicherungspflicht bis zum Tag 
vor Wirksamkeit der Befreiung. 

Weitere ausführliche Hinweise sind in 
einem Newsletter der Minijob-Zentrale 
(unter www.iww.de/sl429) enthalten.

DStV, Mitteilung vom 25.3.2014; DStV, Mitteilung vom 
20.3.2014

Für Unternehmer

Kein Abzug privater 
Gebäudekosten  
beim Betrieb einer  
Fotovoltaikanlage

Wird eine Fotovoltaikanlage auf dem 
Dach einer ansonsten privat ge­

nutzten Halle betrieben, können anteilige 
Gebäudekosten nicht als Betriebsaus-
gaben bei den gewerblichen Einkünften 
des Betriebs „Stromerzeugung” berück­
sichtigt werden. Diese Entscheidung  
hat der Bundesfinanzhof getroffen.

Es fehlt ein sachgerechter  
Aufteilungsmaßstab

Die Fotovoltaikanlage und die Halle 
sind jeweils eigenständige Wirtschafts-
güter. Die Halle gehört nicht (auch nicht 
teilweise) zum Betriebsvermögen des 
Betriebs „Stromerzeugung“. Da ein 
sachgerechter Aufteilungsmaßstab 
fehlt, kann der Aufwand, der durch die 
betrieblich veranlasste Mitbenutzung 
der zum Privatvermögen gehörenden 
Halle entsteht, nicht durch eine soge-
nannte Aufwandseinlage berücksichtigt 
werden.

Hinweis: Abweichend vom Umsatz-
steuerrecht kommt auch die Aufteilung 
nach dem Verhältnis der jeweils für die 
Nutzungsüberlassung der Halle und der 
Dachfläche tatsächlich erzielten oder 
abstrakt erzielbaren Mieten nicht in 
Betracht. Denn das Ertragsteuerrecht, 
so der Bundesfinanzhof, kennt keinen 
strengen Verwendungszusammenhang 
zwischen Eingangsleistungen und Aus­
gangsumsätzen.

Praxishinweise

Die Urteilsfolgen sind für private Haus­
besitzer, die hierauf eine Fotovoltaikan­
lage betreiben, nicht per se ungünstig. 
Da das Haus nicht (teilweise) zum Be­
triebsvermögen wird, kann es nämlich 
außerhalb der 10-jährigen Spekulati-
onsfrist einkommensteuerfrei veräu-
ßert werden.

Zur Frage, ob Aufwendungen für die 
Dachsanierung vor Installation einer  
Fotovoltaikanlage als Betriebsausgaben 
abzugsfähig sind, ist ein Verfahren beim 
Bundesfinanzhof anhängig. Geeignete 
Fälle können somit vorerst offengehal­
ten werden.

BFH-Urteil vom 17.10.2013, Az. III R 27/12, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 140891; Rev. BFH Az. X R 32/12

Für Arbeitgeber

Betriebliche Altersversorgung: Höchsteintrittsalter 
von 45 Jahren ist unwirksam 

Schließt eine Versorgungsordnung Arbeitnehmer, die bei Beginn des Beschäf­
tigungsverhältnisses das 45. Lebensjahr vollendet haben, faktisch von einem 

Anspruch auf eine Betriebsrente aus, verstößt sie gegen das Verbot der Altersdis-
kriminierung und ist damit unwirksam. Dies entschied das Bundesarbeitsgericht.

Im Streitfall sah die Versorgungsord­
nung eine Altersrente nach Vollendung 
des 65. Lebensjahrs vor. Versorgungs­
berechtigt sollten Mitarbeiter sein, 
die über eine mindestens zehnjährige 
Dienstzeit (Wartezeit) verfügen und 
zum Zeitpunkt der Erfüllung der Warte­
zeit das 55. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben. Im Ergebnis ist damit 
Arbeitnehmern, die bei Beginn des  
Arbeitsverhältnisses das 45. Lebensjahr 
vollendet haben, der Zugang zu einer 
Betriebsrente versperrt. Diese Benach­

teiligung ist nach Ansicht des Bundesar­
beitsgerichts nicht gerechtfertigt.

Hinweis: Grundsätzlich können in der 
betrieblichen Altersversorgung ange-
messene Altersgrenzen festgesetzt wer­
den. Dies ist aber nicht der Fall, wenn 
Arbeitnehmer, die noch mindestens  
20 Jahre betriebstreu sein können, von 
Leistungen der betrieblichen Altersver­
sorgung ausgeschlossen werden. 

BAG-Urteil vom 18.3.2014, Az. 3 AZR 69/12, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 140875
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Das Ausgangsverfahren

Ein Steuerpflichtiger bewohnte ein 
Einfamilienhaus, in dem sich ein häus-
liches Arbeitszimmer befand. Von sei­
nem Arbeitszimmer aus verwaltete er 
seine zwei vermieteten Mehrfamilien­
häuser. Die Kosten für das Arbeitszim­
mer machte er bei seinen Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung gel­
tend. Das Finanzamt ließ die Kosten 
jedoch nicht zum Abzug zu, da keine 
ausschließliche berufliche/betriebliche 
Nutzung vorlag. 

Hinweis: Nach Auffassung der Finanz­
verwaltung ist lediglich eine unterge­
ordnete private Mitbenutzung (< 10 %) 
unschädlich.

Nach den Feststellungen des Finanz­
gerichts Niedersachsen nutzte der 
Steuerpflichtige das Arbeitszimmer 
nachweislich zu 60 % zur Erzielung 
von Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung. Demzufolge sind, so das 
Finanzgericht, auch 60 % des Aufwands 
als Werbungskosten abzugsfähig. 

Hinweis: Das Finanzgericht wendet 
die neue Rechtsprechung des Großen  
Senats des Bundesfinanzhofs, wonach 
für gemischte Aufwendungen kein all-
gemeines Aufteilungs- und Abzugsver-
bot mehr besteht, somit auch auf das 
häusliche Arbeitszimmer an.

Der 9. Senat des Bundesfinanzhofs hat 
die Ansicht des Finanzgerichts nunmehr 
geteilt. Nach dem Wegfall des Auftei­
lungs- und Abzugsverbots fehlt es für 
die Einschränkung auf (nahezu) aus­
schließlich betrieblich oder beruflich ge­
nutzte Räume an systematischen Grün­
den. Diese gemischten Aufwendungen 
sind somit grundsätzlich in abziehbare 
und nicht abziehbare Teile aufzuteilen.

Ausblick

Endgültig entschieden ist diese Streit­
frage indes noch nicht. Das letzte Wort 
hat nun der Große Senat des Bundes-
finanzhofs, der aus elf Mitgliedern be­
steht und eine für den vorlegenden Se­
nat verbindliche Entscheidung trifft. 

Wie der Große Senat entscheiden wird, 
lässt sich nur schwer vorhersagen. Aus 
dem aktuellen Vorlagebeschluss des  
9. Senats geht zumindest hervor, dass 
andere Senate im Bundesfinanzhof eine 
andere Ansicht vertreten. 

Bis zu einer endgültigen Entscheidung 
sollten Steuerpflichtige in geeigneten 
Fällen Einspruch einlegen und den Fall 
somit offenhalten. 

BFH, Beschluss vom 21.11.2013, Az. IX R 23/12, an-
hängig BFH, GrS 1/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
140409; BFH-Urteil vom 21.9.2009, Az. GrS 1/06; BMF-
Schreiben vom 2.3.2011, Az. IV C 6 - S 2145/07/10002

Für alle Steuerpflichtigen

Können die Aufwendungen für ein häusliches  
Arbeitszimmer aufgeteilt werden?

Der 9. Senat des Bundesfinanzhofs hat sich dafür ausgesprochen, dass Auf­
wendungen für ein häusliches Arbeitszimmer anteilig als Werbungskosten 

absetzbar sind, wenn das Arbeitszimmer teilweise privat und teilweise beruflich 
genutzt wird. Das letzte Wort hat nun der Große Senat des Bundesfinanzhofs. 

Für Unternehmer

Investitionsabzugsbetrag: Eine Härtefallregelung 
ist nicht möglich

Der steuermindernde Investitionsabzug ist auch rückgängig zu machen, wenn 
ein anderes Wirtschaftsgut als dasjenige, das bei Vornahme des Investitions­

abzugs benannt worden ist, angeschafft oder hergestellt wird. Nach dem Willen 
des Gesetzgebers muss das benannte mit dem später angeschafften oder herge­
stellten Wirtschaftsgut „funktionsgleich” sein. Für eine besondere persönliche 
Härtefallregelung ist nach Ansicht des Bundesfinanzhofs kein Raum.

Angesichts des klaren Wortlauts und 
des mit der Norm verfolgten Zwecks 
einer auf ein konkretes Wirtschaftsgut 
bezogenen Investitionsförderung ist für 
eine erweiternde Auslegung für Fälle 
persönlicher Härten kein Raum. Ansons­

ten, so der Bundesfinanzhof, bestünde 
die Gefahr, dass der verfolgte und auf 
das konkrete Wirtschaftsgut bezogene 
Begünstigungszweck verfehlt würde.

BFH, Beschluss vom 19.11.2013, Az. IV B 86/13, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 140175

Für Vermieter

Zur kurzfristigen  
Vermietung nicht  
abgeschlossener  
Räume an Angehörige

Bei einer auf Dauer angelegten Ver-
mietungstätigkeit ist grundsätzlich 

und typisierend davon auszugehen, 
dass der Steuerpflichtige beabsichtigt, 
letztlich einen Einnahmenüberschuss 
zu erwirtschaften, auch wenn sich über 
längere Zeiträume Werbungskosten­
überschüsse ergeben. Eine Einkünfte
erzielungsabsicht liegt indes nicht vor, 
wenn ein Steuerpflichtiger in dem von 
ihm bewohnten Haus nicht abgeschlos­
sene Wohnungen vermieten will und es 
nur eine begrenzte Anzahl möglicher 
Mieter – vornehmlich die Angehörigen 
des Steuerpflichtigen – gibt. So lautet ein  
Urteil des Finanzgerichts Hamburg.

Sachverhalt und Entscheidung

Gegen die Absicht einer auf Dauer an­
gelegten Vermietung sprach im Streit­
fall vor allem, dass die zu vermietenden 
Räume nicht durch eine Wohnungstür 
und einen Flur vom Treppenhaus ge-
trennt und nur über einen mit den 
übrigen Geschossen gemeinsamen 
Hauseingang und die gemeinsame 
Treppe zu erreichen waren. 

Zwar kann auch die Vermietung nicht 
abgeschlossener Räumlichkeiten zu  
Einkünften aus Vermietung und Ver-
pachtung führen. Im Streitfall war aber 
zu berücksichtigen, dass der Steuer­
pflichtige das Gebäude selbst bewohnt 
hat und der Kreis der potenziellen Mie-
ter wegen der Nichtabgeschlossenheit 
der Räume deshalb sehr begrenzt war. 
Anders als etwa bei studentischen 
Wohngemeinschaften kamen im Streit­
fall nur Familienangehörige und mögli­
cherweise noch sehr enge und vertraute 
Freunde als Mieter in Betracht. 

Diese Umstände – die sehr geringe Zahl 
in Betracht kommender Mieter und de­
ren jeweils nur zeitlich begrenztes Inte­
resse an einer Anmietung von Räumen –  
waren dem Steuerpflichtigen nach 
Meinung des Finanzgerichts Hamburg 
von vornherein bewusst und sprechen 
gegen die Absicht einer dauerhaften 
Vermietung.

Hinweis: Hinsichtlich der Einkünfteerzie­
lungsabsicht trägt der Steuerpflichtige 
die Feststellungslast. 

FG Hamburg, Urteil vom 26.9.2013, Az. 3 K 181/11, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 140470
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Für alle Steuerpflichtigen

Eltern erhalten  
Kindergeld auch für 
verheiratete Kinder

Seit 2012 erhalten Eltern für voll­
jährige Kinder unabhängig davon 

Kindergeld, wie hoch die Einkünfte und 
Bezüge des Kindes sind. Verheiratete 
Kinder haben die Familienkassen indes 
bisher anders behandelt. Verfügen diese  
über zu hohe Einkünfte bzw. zu hohen 
Unterhalt, bestand kein Anspruch auf 
Kindergeld. Der Bundesfinanzhof hat 
die Familienkassen jetzt aber eines Bes­
seren belehrt.

Alte Rechtsprechung 

Nach langjähriger Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs erlosch der Kinder-
geldanspruch für ein volljähriges Kind 
grundsätzlich mit dessen Eheschlie-
ßung. Dies beruhte auf der Annahme, 
dass der Anspruch auf Kindergeld oder 
einen Kinderfreibetrag eine typische 
Unterhaltssituation voraussetzt, die in­
folge der Heirat wegen der zivilrechtlich 
vorrangigen Unterhaltsverpflichtung 
des Ehegatten regelmäßig entfällt. 

Hinweis: Der Kindergeldanspruch blieb 
nur dann erhalten, wenn die Einkünfte 
des Ehepartners für den vollständigen 
Unterhalt des Kindes nicht ausreichten 
und das Kind auch nicht über ausrei­
chende eigene Mittel verfügte (soge-
nannter Mangelfall).

Neue Rechtsprechung 

Das ungeschriebene Erfordernis einer 
„typischen Unterhaltssituation“ hatte 
der Bundesfinanzhof bereits im Jahr 
2010 aufgegeben. Seit 2012 hängt der 
Kindergeldanspruch darüber hinaus 
nicht mehr davon ab, dass die Ein-  
künfte und Bezüge des Kindes einen 
jährlichen Grenzbetrag nicht überschrei­
ten. Damit, so der Bundesfinanzhof, ist 
der Mangelfallrechtsprechung seitdem 
die Grundlage entzogen. 

Kurzum: Wenn die übrigen Vorausset­
zungen für die Berücksichtigung des 
volljährigen Kindes erfüllt sind, können 
Eltern seit 2012 Kindergeld auch dann 
beanspruchen, wenn ihr Kind z.B. mit 
einem gut verdienenden Partner ver­
heiratet ist.

BFH-Urteil vom 17.10.2013, Az. III R 22/13, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 140264; BFH-Urteil vom 17.6.2010, 
Az. III R 34/09

Für Unternehmer

Sicherungseinbehalt: Unternehmer müssen  
Umsatzsteuer nicht mehr über Jahre vorfinanzieren

Bislang mussten Bauunternehmer Umsatzsteuer für Sicherungseinbehalte an 
das Finanzamt abführen, obwohl sie diese vom Kunden erst nach mehreren 

Jahren erhalten. Diesen Liquiditätsnachteil hat der Bundesfinanzhof nun allerdings 
ausgehebelt. 

Bei der Sollbesteuerung im Umsatz­
steuerrecht entsteht die Umsatzsteuer  
bereits in dem Zeitpunkt der Leistungs-
erbringung. Wann der Kunde die Rech­
nung des Unternehmers bezahlt, ist 
insofern unerheblich. Für Bauunter­
nehmer war das bislang insbesondere 
bei Großaufträgen ein großes Problem. 
Obwohl der Kunde (über Jahre) einen 
Sicherungseinbehalt zurückbehält, 
musste die Umsatzsteuer für diesen 
nicht vereinnahmten Rechnungsbetrag 
bereits an das Finanzamt überwiesen 
werden.

Sachverhalt

Der Streitfall betraf einen Bauunter­
nehmer, für dessen Leistungen Ge-
währleistungsfristen von zwei bis fünf 
Jahren bestanden. Die Kunden waren 
vertraglich bis zum Ablauf der Gewähr­
leistungsfrist zu einem Sicherungsein-
behalt von 5 bis 10 % der Vergütung 
berechtigt. Der Unternehmer hätte den 
Einbehalt nur durch Bankbürgschaft ab­
wenden können. Er war aber nicht in 
der Lage, entsprechende Bürgschaften 
beizubringen.

Das Finanzamt und das Finanzgericht 
Münster sahen den Unternehmer im 
Rahmen der Sollbesteuerung als ver­
pflichtet an, seine Leistung auch im 
Umfang des Sicherungseinbehalts zu 
versteuern. Dem folgte der Bundes­
finanzhof jedoch nicht. 

Entscheidung

Unternehmer sollen mit der Umsatz­
steuer nicht belastet werden. Da mit 
diesem Charakter der Umsatzsteuer 
eine Vorfinanzierung für einen Zeitraum 
von mehreren Jahren nicht zu vereinba­
ren ist, kann der Unternehmer bereits 
für den Voranmeldungszeitraum der 
Leistungserbringung eine Steuerbe-
richtigung wegen Uneinbringlichkeit 
vornehmen. 

Uneinbringlich ist ein Entgelt, wenn da­
mit zu rechnen ist, dass der Leistende 
die Forderung jedenfalls auf absehbare 
Zeit nicht durchsetzen kann. Von einer 
Uneinbringlichkeit ist erst recht dann 
auszugehen, wenn der Unternehmer 
das Entgelt aus Gründen, die bereits 
bei Leistungserbringung vorliegen, 
über einen Zeitraum von zwei bis fünf 
Jahren nicht vereinnahmen kann, so 
der Bundesfinanzhof.

Beachten Sie: Der Urteilsbegründung 
ist jedoch auch Folgendes zu entneh­
men: Soweit der Unternehmer den  
Sicherungseinbehalt nach den Vertrags­
vereinbarungen durch Bankbürgschaft 
abwenden kann, kommt es auch darauf 
an, ob für den Unternehmer eine der­
artige Bürgschaftsgestellung möglich 
gewesen ist.

BFH-Urteil vom 24.10.2013, Az. V R 31/12, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 140403

Für alle Steuerpflichtigen

Ein Unimog ist nicht kraftfahrzeugsteuerfrei

Ein Unimog ist nach Ansicht des Finanzgerichts Köln keine Zugmaschine im 
Sinne des Kraftfahrzeugsteuergesetzes und somit nicht steuerbefreit. Gegen 

diese Entscheidung ist die Revision anhängig.

Obwohl eine Landwirtin ein Herstel-
lergutachten vorlegte, wonach der  
„DB Unimog 427/10“ alle technischen 
Voraussetzungen einer Zugmaschine 
bzw. eines Ackerschleppers erfülle, 
verwehrte das Finanzgericht Köln die 
Kraftfahrzeugsteuerbefreiung.

Begründung: Ein Unimog ist ein uni­
versell einsetzbarer, allradgetriebener 

Kleinlastwagen und Geräteträger, der 
bei drei Sitzplätzen und einer Ladefläche 
mit Zuladungsmöglichkeit von 3.000 kg  
auch der Beförderung von Personen 
und Gütern dient. Das Fortbewegen 
von Lasten durch das Ziehen von An­
hängern steht hierbei nicht ausreichend 
im Vordergrund.

FG Köln, Urteil vom 5.3.2013, Az. 6 K 745/11, Rev. BFH 
Az. II R 38/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 140095
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Für Unternehmer

Konzession für Personenbeförderung kann  
jetzt aufwandswirksam abgeschrieben werden

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs handelt es sich bei 
dem mit dem entgeltlichen Erwerb einer Konzession für Personen- oder 

Güterverkehr verbundenen wirtschaftlichen Vorteil um ein aktivierungspflichti­
ges immaterielles, nicht abnutzbares Wirtschaftsgut. Die Oberfinanzdirektion 
Nordrhein-Westfalen hat nun darauf hingewiesen, dass durch die Novellierung 
des Personenbeförderungsgesetzes mit Wirkung zum 1.1.2013 eine andere Situ­
ation vorliegt, sodass für entgeltlich erworbene Personenbeförderungsgeneh­
migungen aufwandswirksame Abschreibungen vorgenommen werden können.

Als Hauptgrund für die Nichtabnutzbar­
keit wurde seitens der Rechtsprechung 
bisher angeführt, dass der Konzessions­
inhaber für die Zeit des Bestehens des 
Betriebs regelmäßig mit einer Verlän-
gerung oder Erneuerung der Genehmi-
gung rechnen konnte. Die Verwaltung 
hat sich dieser Ansicht angeschlossen.

Durch Novellierung des Personenbe-
förderungsgesetzes mit Wirkung zum 
1.1.2013 hat spätestens ab diesem Zeit­
punkt im gesamten Bundesgebiet ein 
europaweiter Ausschreibungswettbe-
werb zu erfolgen. Demzufolge kön­
nen Verkehrsunternehmen nicht mehr  
davon ausgehen, dass eine einmal er­
teilte Personenverkehrsgenehmigung 
nach deren Ablauf regelmäßig verlän­
gert wird. 

Die fehlende Aussicht auf eine Verlän­
gerung führt nach Ansicht der Ober­
finanzdirektion Nordrhein-Westfalen 
dazu, dass sich der mit dem Erwerb ver­
bundene wirtschaftliche Vorteil durch 
Zeitablauf abnutzt. Somit ist für eine 
entgeltlich erworbene Genehmigung 
eine Abschreibung vorzunehmen, wenn 
diese Konzession im Rahmen eines 
europaweiten Ausschreibungswettbe­
werbs vergeben wurde. 

Hinweis: Maßgebliche betriebsgewöhn­
liche Nutzungsdauer ist die Geltungs-
dauer der Konzession.

OFD Nordrhein-Westfalen vom 16.1.2014, Kurzinfo 
ESt 4/2014; BFH-Urteil vom 10.8.1989, Az. X R 176-
177/87; BMF-Schreiben vom 20.11.1986, Az. IV B 2 -  
S 2172 - 13/86, Tz. III; BMF-Schreiben vom 12.3.1996, 
Az. S 2172

Für alle Steuerpflichtigen

Außergewöhnliche Belastung: Können größere  
Aufwendungen über mehrere Jahre verteilt werden?

Hat ein Steuerpflichtiger erhebliche – als außergewöhnliche Belastung abzugs-
fähige – Aufwendungen und würden diese zum Großteil steuerlich wirkungslos 

bleiben, weil ihnen keine entsprechenden Einkünfte gegenüberstehen, können die 
Aufwendungen auf mehrere Jahre verteilt und somit „steuerlich gerettet“ werden. 
Diese Ansicht hat das Finanzgericht Saarland vertreten.

Im Streitfall hatte ein zu 100 Prozent 
schwerbehinderter Steuerpflichtiger 
sein Haus behindertengerecht umge-
baut. Dabei entstanden Kosten in Höhe 
von 135.143 EUR. Sein Gesamtbetrag 
der Einkünfte belief sich aber nur auf 
43.526 EUR, sodass sich ein Großteil 
der Umbaukosten steuerlich nicht aus­
gewirkt hätte. Deshalb beantragte er 
eine abweichende Steuerfestsetzung 
aus Billigkeitsgründen und eine Vertei­
lung der Aufwendungen auf zehn Jahre. 

Das Finanzgericht Saarland kam der 
Forderung prinzipiell nach, genehmigte 
aber „nur“ eine Verteilung auf fünf Jahre.

Hinsichtlich der Verteilung auf fünf  
Jahre orientierte sich das Finanzgericht 
an steuerlichen Vorschriften, die die Ver­

teilung geballt auftretender Ausgaben 
oder Einnahmen zum Ziel haben; also 
z.B. der Behandlung größeren Erhal­
tungsaufwands bei vermieteten Wohn­
gebäuden.

Hinweis: Das Finanzamt hat Revision 
beim Bundesfinanzhof eingelegt. Die 
Chancen, dass das Urteil bestätigt wird, 
sind nicht schlecht. Der Bundesfinanz­
hof hat nämlich in einem Urteil aus 2009 
angedeutet, dass er eine Verteilung auf 
mehrere Veranlagungszeiträume aus 
Billigkeitsgründen für denkbar hält, 
wenn ein geringer Gesamtbetrag der 
Einkünfte dem vollen Abzug der Auf­
wendungen entgegensteht.

FG Saarland, Urteil vom 6.8.2013, Az. 1 K 1308/12, 
Rev. BFH Az. VI R 68/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
140486; BFH-Urteil vom 22.10.2009, Az. VI R 7/09

Für GmbH-Geschäftsführer

Steuerliche Pflichten: 
Zur Haftung  
eines technischen  
Geschäftsführers 

Liegt keine schriftliche Aufgabenver­
teilung vor, sind alle Geschäftsfüh­

rer für die Erfüllung der steuerlichen 
Pflichten verantwortlich. Nach einem 
Beschluss des Finanzgerichts Hessen 
gilt dies ohne Rücksicht darauf, ob sie 
die Geschäftsführung tatsächlich aus­
üben können.

Im Streitfall wurde ein Geschäftsführer 
für Steuerrückstände der GmbH per Haf-
tungsbescheid in Anspruch genommen. 
Einer Inanspruchnahme stand seiner 
Ansicht u.a. entgegen, dass er nur für 
den technischen Bereich der Geschäfts-
führung zuständig gewesen sei und der 
kaufmännische Bereich ausschließlich 
Herrn X oblegen habe. Seinen Antrag 
auf gerichtliche Aufhebung der Vollzie­
hung lehnte das Finanzgericht Hessen 
jedoch ab. 

Nach dem Beschluss kommt eine 
Haftungsbegrenzung grundsätzlich 
nur dann in Betracht, wenn diese von 
vornherein eindeutig und schriftlich  
vereinbart ist. Liegt – wie im Streitfall –  
keine schriftliche Vereinbarung vor, 
kann allenfalls in Ausnahmefällen eine 
Haftungsfreistellung in Erwägung zu 
ziehen sein, wenn der Geschäftsfüh­
rer, der nicht für den kaufmännischen 
Bereich zuständig ist, sich ausreichend 
über die ordnungsgemäße Erledigung 
der steuerlichen Verpflichtungen infor­
miert und auch aufgrund von Anfragen 
in der Buchhaltung kein Anlass besteht, 
an der persönlichen Vertrauenswürdig­
keit und fachlichen Eignung des wei­
teren Geschäftsführers zu zweifeln.

Praxishinweis

Werden einem Geschäftsführer von dem 
weiteren Geschäftsführer konkrete Über­
prüfungen, ob dieser die steuerlichen 
Verpflichtungen der Gesellschaft ord­
nungsgemäß erfüllt, nicht ermöglicht,  
muss er, um Haftungsrisiken zu mini-
mieren, sein Amt unverzüglich nieder-
legen. Liegt nämlich keine schriftliche 
Aufgabenverteilung vor, obliegt die 
Verantwortlichkeit für die Erfüllung der 
steuerlichen Pflichten allen Geschäfts­
führern – und zwar ohne Rücksicht 
darauf, ob sie die Geschäftsführung 
tatsächlich ausüben. 

FG Hessen, Beschluss vom 17.5.2013, Az. 1 V 337/13, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 132153
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Für alle Steuerpflichtigen

Neue Steuerbescheide 
in Nordrhein-Westfalen 
zeigen Steuerpflichtigen 
ihre tatsächliche  
Steuerbelastung

Seit März erhalten die Steuerpflich­
tigen in Nordrhein-Westfalen neue 

Steuerbescheide. Die Besonderheit: 
Als erstes Bundesland führt Nord­
rhein-Westfalen in den Bescheiden für 
das Jahr 2013 auf, mit wie viel Prozent 
Einkommensteuer das Finanzamt das 
zu versteuernde Einkommen belastet 
hat. Darüber hinaus ist aufgeführt, wel­
che Abzüge (beispielsweise Vorsorge­
aufwendungen) insgesamt anerkannt 
wurden.

Beispiel

Das Finanzministerium Nordrhein-
Westfalen hat u.a. folgenden „Muster-
bescheid“ veröffentlicht: 

Bei einem ledigen Steuerpflichtigen 
mit Einkünften aus nichtselbstständiger  
Arbeit in Höhe von 35.000 EUR ergibt 
sich nach Abzug von Sonderausgaben 
ein zu versteuerndes Einkommen in 
Höhe von 29.928 EUR. Die Einkom­
mensteuerbelastung für das Jahr 2013 
beträgt 5.578 EUR, sodass sich eine Be­
lastung von 18,64 % ergibt.

FinMin NRW, Mitteilung vom 25.2.2014

Für Unternehmer

Zusammenfassende 
Meldung kann  
nur elektronisch  
berichtigt werden

Die Zusammenfassende Meldung 
muss für die Meldezeiträume ab 

2007 grundsätzlich elektronisch über-
mittelt werden. Das Bundeszentralamt 
für Steuern hat nun darauf hingewie­
sen, dass dieser Grundsatz auch für 
deren Berichtigung gilt.

Zum Hintergrund 

Zur Abgabe einer Zusammenfassenden 
Meldung sind beispielsweise Unterneh­
mer verpflichtet, die umsatzsteuerfreie 
innergemeinschaftliche Warenliefe-
rungen ausgeführt haben. 

BZSt, Mitteilung vom 18.2.2014

Für Arbeitgeber

Anspruch auf Entgeltumwandlung:  
Arbeitgeber hat keine Aufklärungspflicht

Ein Arbeitnehmer kann von seinem Arbeitgeber verlangen, dass von seinen 
künftigen Entgeltansprüchen bis zu 4 Prozent der jeweiligen Beitragsbemes­

sungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung durch Entgeltumwandlung 
für seine betriebliche Altersversorgung verwendet werden. Der Arbeitgeber ist 
nach einem Urteil des Bundesarbeitsgerichts allerdings nicht verpflichtet, den 
Arbeitnehmer von sich aus auf diesen Anspruch hinzuweisen. 

Im Streitfall verlangte ein Arbeitnehmer 
nach Beendigung des Arbeitsverhält­
nisses von seinem bisherigen Arbeit-
geber Schadenersatz, da ihn dieser 
nicht auf seinen Anspruch auf Entgelt­
umwandlung hingewiesen habe. Nach­

dem bereits die Vorinstanzen die Klage 
abgewiesen hatten, blieb nun auch die 
Revision vor dem Bundesarbeitsgericht 
erfolglos. 

BAG-Urteil vom 21.1.2014, Az. 3 AZR 807/11, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 140276

Für Arbeitnehmer

Entfernungspauschale: Auch für Mopedfahrer  
ist der kürzeste Weg maßgebend

Der Bundesfinanzhof hat kürzlich eine recht harte Entscheidung getroffen: Fährt 
ein Arbeitnehmer mit dem Moped zur Arbeit, kann er bei der Ermittlung der 

Entfernungspauschale selbst dann keine Umwegstrecke geltend machen, wenn 
er die kürzeste Strecke nicht befahren darf. 

Im Streitfall betrug die kürzeste Strecke 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte  
9 km. Die durch einen mautpflichtigen 
Tunnel führende Teilstrecke durfte der 
Steuerpflichtige mit seinem Moped nicht 
befahren. Deshalb nutzte er eine andere  
Strecke. Die Entfernung von 27 km  
machte er in der Einkommensteuer­
erklärung geltend – jedoch ohne Erfolg.

Für die Entfernungspauschale ist die 
kürzeste Straßenverbindung zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte maßge­
bend. Eine andere Straßenverbindung 
kann zugrunde gelegt werden, wenn 
diese offensichtlich verkehrsgünstiger 
ist und vom Arbeitnehmer regelmäßig 
benutzt wird. 

Diese Regel gilt auch dann, wenn diese  
Verbindung über eine Bundesstraße 
führt, die nur von Fahrzeugen befahren 
werden darf, die schneller als 60 km/h 
fahren. Denn die relevante kürzeste 

Straßenverbindung ist unabhängig 
vom tatsächlich benutzten Verkehrs­
mittel für alle Fahrzeuge einheitlich zu 
bestimmen. Darüber hinaus stellte der 
Bundesfinanzhof bei seiner Entschei­
dung auf den Vereinfachungsgedanken 
der Entfernungspauschale ab.

Hinweis: Die von einem Arbeitnehmer 
tatsächlich benutzte Straßenverbin­
dung ist dann verkehrsgünstiger als 
die kürzeste Straßenverbindung, wenn 
mit ihrer Benutzung eine Zeitersparnis 
oder sonstige Vorteile (z.B. aufgrund 
von Streckenführung, Schaltung von 
Ampeln) verbunden sind. Für die Be­
urteilung der Verkehrsgünstigkeit der 
anderen Straßenverbindung ist es nach 
Ansicht des Bundesfinanzhofs insbe­
sondere unerheblich, dass bei der Be­
nutzung der kürzesten Strecke Straßen-
benutzungsgebühren anfallen.

BFH-Urteil vom 24.9.2013, Az. VI R 20/13, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 140404

Für alle Steuerpflichtigen

Aktuelle Broschüre mit Steuertipps für Menschen 
mit einer Behinderung und Ruheständler

Das Finanzministerium Nordrhein-Westfalen hat seine Broschüre „Steuertipps 
für Menschen mit besonderen Bedürfnissen aufgrund einer Behinderung und 

für Menschen im Ruhestand“ aktualisiert.

Die 28 Seiten umfassende Broschüre 
mit Stand von Januar 2014 kann unter 

www.iww.de/sl414 kostenfrei herunter­
geladen werden.  
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Für Arbeitnehmer

Aufwendungen für  
bürgerliche Kleidung 
nicht abzugsfähig 

Der Bundesfinanzhof hat erneut 
klargestellt, dass Aufwendungen 

für bürgerliche Kleidung (im Streitfall: 
„Business-Kleidung”) nicht als Wer-
bungskosten abzugsfähig sind. 

Die Aufwendungen können bei festste­
hender Arbeitszeit zwar grundsätzlich 
in einen privaten und einen steuerlich 
abziehbaren Teil aufgeteilt werden. Ein 
Werbungskostenabzug kommt aber 
dennoch nicht in Betracht, da derartige    
Aufwendungen nach den Vorschriften 
über das steuerliche Existenzminimum 
dem Anwendungsbereich des Wer­
bungskostenabzugs entzogen sind.

BFH-Beschluss vom 13.11.2013, Az. VI B 40/13, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 140180

Für Vermieter

Zum anschaffungsnahen Aufwand bei  
Beseitigung versteckter Mängel

Beteiligt sich der Grundstücksverkäufer durch Schadenersatzleistungen am 
Aufwand des Käufers für die Beseitigung nachträglich erkannter Gebäude­

mängel, war bisher unklar, inwieweit die Instandsetzungsaufwendungen in die 
Berechnung der 15 %-Grenze (zur Prüfung anschaffungsnaher Herstellungskosten) 
einzubeziehen sind. Der Bundesfinanzhof hat nun eine steuerzahlerfreundliche 
Entscheidung getroffen. 

Zum Hintergrund

Zu den Herstellungskosten eines Ge­
bäudes gehören auch Aufwendungen 
für Instandsetzungs- und Modernisie­
rungsmaßnahmen, die innerhalb von 
drei Jahren nach der Anschaffung des 
Gebäudes durchgeführt werden, wenn 
die Aufwendungen (ohne die Umsatz­
steuer) 15 % der Anschaffungskosten 
des Gebäudes übersteigen (sogenannte 
anschaffungsnahe Herstellungskosten). 
Somit können die Aufwendungen nicht 
sofort, sondern nur über die Gebäude-
abschreibung als Werbungskosten an­
gesetzt werden.

Sachverhalt und Entscheidung

Im Streitfall hatte die Vorinstanz (Finanz-  
gericht Düsseldorf) die Schadenersatz­
leistung des Verkäufers (10.000 EUR) 
als Minderung der Anschaffungskos
ten gewertet. Darüber hinaus sei der 
Aufwand des Käufers (13.211 EUR) zur 
Beseitigung der versteckten Mängel  
des Mietobjekts in die Berechnung der 
15 %-Grenze einzubeziehen. Dieser An­
sicht ist der Bundesfinanzhof jedoch 
nicht gefolgt. 

Nach dem Urteil handelt es sich bei der 
Schadenersatzleistung des Verkäufers 
nicht um eine Anschaffungspreismin-
derung der Mietimmobilie, da kein hin­
reichender wirtschaftlicher Zusammen­
hang mit dem Grundstückskauf vorlag. 
Vielmehr sind die Schadenersatzleis­
tungen konkret auf die Aufwendungen 
zur Beseitigung der Mängel bezogen, 
die vom Grundsatz her als Erhaltungs-
aufwendungen zu beurteilen sind. Der 
enge Zusammenhang mit den Erhal­
tungsaufwendungen wird nicht dadurch 
gelöst, dass der Käufer bei Kenntnis der 
Mängel möglicherweise weniger ge­
zahlt hätte. Aufwendungen im Sinne 
der Vorschrift zu anschaffungsnahen 
Herstellungskosten liegen im Streitfall 
nur in Höhe des Saldos (3.211 EUR)  
zwischen den getragenen und den er-
statteten Aufwendungen vor.

Hinweis: Diese Sichtweise des Bun­
desfinanzhofs führte im Streitfall dazu, 
dass die 15 %-Grenze nicht überschrit­
ten wurde. Die nicht erstatteten Auf­
wendungen in Höhe von 3.211 EUR 
waren somit direkt als Werbungskosten 
bei den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung abzugsfähig.

BFH-Urteil vom 20.8.2013, Az. IX R 5/13, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 140554

Für alle Steuerpflichtigen

Ist der Solidaritätszuschlag verfassungswidrig?

Wegen der verschiedenen Anrechnungsvorschriften bei der Festsetzung der 
Einkommensteuer – z.B. bei ausländischen Einkünften und bei der Gewerbe­

steuer – wird der Solidaritätszuschlag bei gleichgelagerten Sachverhalten in  
unterschiedlicher Höhe festgesetzt. Weil ein sachlicher Rechtfertigungsgrund fehlt, 
verstoßen die Regelungen des Solidaritätszuschlaggesetzes (SolzG) nach einem 
Vorlagebeschluss des Finanzgerichts Niedersachsen gegen das Gleichbehand-
lungsgebot des Grundgesetzes.

In demselben Verfahren hatte das 
Finanzgericht Niedersachsen dem 
Bundesverfassungsgericht bereits mit 
Beschluss vom 25.11.2009 die Frage vor­
gelegt, ob das SolzG gegen die Finanz­
verfassung und gegen das allgemeine 
Freiheitsrecht des Steuerpflichtigen ver­
stößt. Das Bundesverfassungsgericht 
hatte die Vorlage allerdings für unzuläs-
sig erklärt und so eine materiell-recht-

liche Prüfung vermieden. Nunmehr hat 
das Finanzgericht Niedersachsen einen 
erneuten Anlauf mit neuen rechtlichen 
Erwägungen genommen. Man darf 
gespannt sein, wie das Bundesverfas­
sungsgericht jetzt entscheiden wird. 

FG Niedersachsen, Beschluss vom 21.8.2013, Az. 7 K 
143/08, anhängig beim BVerfG unter Az. 2 BvL 6/14, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 132761; BVerfG vom 
8.9.2010, Az. 2 BvL 3/10

Für Kapitalanleger 

Nacherstellung von 
Kontoauszügen:  
Pauschale von 15 EUR 
ist unwirksam 

Für die Nacherstellung eines Konto­
auszugs dürfen Kreditinstitute nicht 

pauschal 15 EUR in Rechnung stellen, 
wenn ihnen in vielen Fällen tatsächlich 
geringere Kosten entstehen. Dies hat 
der Bundesgerichtshof entschieden.

Die beklagte Bank hatte Folgendes 
vorgetragen: 80 % der Fälle betreffen 
Vorgänge, die bis zu sechs Monate 
zurückreichten. In diesen Fällen fielen  
intern Kosten in Höhe von (lediglich) 
10,24 EUR an. In den übrigen Fällen  
waren die Kosten indes deutlich höher. 
Damit, so der Bundesgerichtshof, habe 
die Bank belegt, dass ihr eine Unter-
scheidung nach Nutzergruppen möglich 
ist. Darüber hinaus hat sie dargelegt, 
dass die weit überwiegende Zahl der 
Kunden deutlich geringere Kosten ver­
ursacht, als von ihr veranschlagt. Ent­
sprechend muss sie das Entgelt an den 
tatsächlichen Kosten ausrichten und für 
jede Gruppe gesondert bestimmen. 

Hinweis: Diese auf den ersten Blick 
verbraucherfreundliche Entscheidung 
bedeutet auch, dass die Nacherstel­
lungsgebühr höher als 15 EUR sein 
kann. Voraussetzung ist jedoch, dass 
die Bank bei ihrer Preisgestaltung nach 
Nutzergruppen differenziert. 

BGH-Urteil vom 17.12.2013, Az. XI ZR 66/13, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 134034
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Für Vermieter

Verkauf des  
Mietobjekts: Zum 
Schuldzinsenabzug für 
darlehensfinanzierten 
Erhaltungsaufwand

Bei den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung setzt der nachträg­

liche Werbungskostenabzug für Schuld­
zinsen bei darlehensfinanzierten Erhal-
tungsaufwendungen voraus, dass der 
Veräußerungserlös für das Mietobjekt 
nicht ausreicht, um die Darlehensver­
bindlichkeit zu tilgen. So lautet die neue 
Sichtweise des Bundesfinanzministe­
riums. 

Beachten Sie: Diese Rechtsgrundsätze 
sind erstmals anzuwenden auf Schuld­
zinszahlungen, wenn das obligatorische  
Veräußerungsgeschäft nach dem 
31.12.2013 rechtswirksam abgeschlossen  
worden ist. Wurde das Veräußerungsge­
schäft vor dem 1.1.2014 abgeschlossen, 
bleibt die bisherige Verwaltungsauffas­
sung weiterhin anwendbar.

Zum Hintergrund

Nach der bisherigen Verwaltungsmei­
nung, der ein Urteil des Bundesfinanz­
hofs aus 2005 zugrunde lag, kam es 
nicht darauf an, ob ein bei einer Ver­
äußerung des Objekts erzielbarer Erlös 
zur Tilgung des Darlehens ausgereicht 
hätte. Ihre neue Sichtweise begründet 
die Verwaltung insbesondere mit zwei 
neueren Urteilen des Bundesfinanzhofs: 

Betrieblicher Bereich: Bei einer Be-
triebsaufgabe sind Schuldzinsen für be­
trieblich begründete Verbindlichkeiten 
nur insoweit nachträgliche Betriebsaus-
gaben, als die Verbindlichkeiten nicht 
durch eine mögliche Verwertung von Ak­
tivvermögen beglichen werden können. 

Vermietung und Verpachtung: Schuld­
zinsen für finanzierte Anschaffungskos
ten sind bei Veräußerung des Miet-  
objekts innerhalb der 10-jährigen Spe­
kulationsfrist nur abzugsfähig, wenn die 
Darlehen durch den Veräußerungserlös 
nicht getilgt werden können.

Ob die neue Verwaltungssichtweise vor 
Gericht Bestand haben wird, bleibt vor­
erst abzuwarten.  

BMF-Schreiben vom 15.1.2014, Az. IV C 1 - S 2211/ 
11/10001 :001, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 140259; 
BMF-Schreiben vom 3.5.2006, Az. IV C 3 - S 2211 - 
11/06; BFH-Urteil vom 12.10.2005, Az. IX R 28/04; BFH-
Urteil vom 20.6.2012, Az. IX R 67/10; BFH-Urteil vom 
28.3.2007, Az. X R 15/04

Für Arbeitgeber

Sachzuwendungen/Geschenke: Wegweisende  
Urteile zum Pauschalierungs-Wahlrecht

Steuerpflichtige können die Einkommensteuer auf Sachzuwendungen an Arbeit­
nehmer oder Nichtarbeitnehmer pauschal mit 30 % (zuzüglich Solidaritätszu­

schlag und Kirchensteuer) für den Zuwendungsempfänger übernehmen. Aktuell hat 
sich der Bundesfinanzhof in mehreren Urteilen mit dieser Pauschalierungsoption 
befasst und dabei einige Zweifelsfragen beantwortet. 

Zum Hintergrund

Geschenke aus betrieblichem Anlass, 
die ein Unternehmen seinen Geschäfts­
freunden gewährt, können bei diesen 
zu einkommensteuerpflichtigen Ein-
nahmen führen. Gleiches gilt für andere 
Sachzuwendungen, die ein Unterneh­
men seinen Geschäftspartnern oder 
seinen Arbeitnehmern zusätzlich zum 
vertraglich Vereinbarten gewährt. 

Mit dem gesetzlichen Pauschalierungs-
Wahlrecht wird es dem zuwendenden 
Steuerpflichtigen unter gewissen Vor­
aussetzungen (z.B. Höchstbetrag von 
10.000 EUR) ermöglicht, die Einkom­
mensteuer pauschal zu erheben. 

Urteilsgrundsätze im Überblick

Die Urteile des Bundesfinanzhofs lassen 
sich wie folgt zusammenfassen:

Das Pauschalierungs-Wahlrecht •	
erfasst nur solche betrieblich ver­
anlassten Zuwendungen, die beim 
Empfänger dem Grunde nach zu 
einkommensteuerbaren und ein-
kommensteuerpflichtigen Einkünf-
ten führen. 

Hinweis: Nach Ansicht des Bundes­
finanzministeriums kommt es indes 
nicht darauf an, dass die Zuwen­
dungen beim Empfänger im Rahmen 
einer Einkunftsart zufließen. 

Das Wahlrecht bezieht sich auf alle •	
Geschenke, wenn und soweit der 
Empfänger dieser Geschenke da­
durch Einkünfte erzielt. Damit sind 
auch Geschenke unterhalb der jähr-
lichen Freigrenze von 35 EUR, die der 
Zuwendende als Betriebsausgaben 
abziehen kann, von der Pauschalie­
rung betroffen. 

Hinweis: Nach Meinung der Finanz­
verwaltung fallen Sachzuwendungen, 
deren Anschaffungs- oder Herstel­
lungskosten 10 EUR nicht überstei­
gen (werden als Streuwerbeartikel 
angesehen) und die Teilnahme an ge-

schäftlich veranlassten Bewirtungen 
nicht in den Anwendungsbereich der 
Vorschrift, d.h., eine 30 %-ige Pau­
schalsteuer ist nicht vorzunehmen. 
Hierzu stellte der Bundesfinanzhof 
fest, dass es hierfür keine Rechts­
grundlage gibt. Vielmehr ist auch hier 
maßgeblich, ob einkommensteuer­
bare Zuwendungen vorliegen.

Der •	 steuerrechtliche Lohnbegriff wird 
durch die Pauschalierungs-Möglich­
keit nicht erweitert. Somit unterlie­
gen grundsätzlich nur solche Sach­
zuwendungen der Pauschalierung, 
die bei den Arbeitnehmern auch zu 
einkommensteuerbaren Lohnein-
künften führen.

Betrieblich veranlasste Zuwendungen •	
i.S. der Vorschrift sind nur solche Zu­
wendungen, die durch einen Betrieb 
des Steuerpflichtigen veranlasst sind. 

Praxishinweise 

Mit diesen Urteilen hat der Bundes­
finanzhof der Finanzverwaltung in eini­
gen zentralen Punkten widersprochen. 
Es bleibt abzuwarten, wie die Verwal­
tung hierauf reagieren wird und ob es 
zu gesetzlichen Änderungen kommt. 
Jedenfalls muss die Verwaltung die 
bestehenden Regelungen überprüfen. 

Darüber hinaus sind weitere Aspekte 
noch nicht final geklärt. So ist z.B. frag­
lich, ob die Pauschalsteuer (generell) 
zu Betriebsausgaben führt. Bis dato 
behandeln die Finanzämter die Pau­
schalsteuer nur dann als abziehbare 
Betriebsausgaben, soweit die Zu­
wendungen an Geschäftspartner und 
Kunden abziehbar sind. Diese Ansicht 
hat das Finanzgericht Niedersachsen 
jüngst bestätigt. Da gegen das Urteil 
die Revision anhängig ist, können ge­
eignete Fälle offengehalten werden.

BFH-Urteile vom 16.10.2013, Az. VI R 57/11, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 140168; Az. VI R 78/12, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 140169; Az. VI R 52/11, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 140167; BFH-Urteil vom 12.12.2013, 
Az. VI R 47/12, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 140475; 
BMF-Schreiben vom 29.4.2008, Az. IV B 2 - S 2297 
b/07/0001; FG Niedersachsen, Urteil vom 16.1.2014, 
Az. 10 K 326/13, Rev. BFH Az. IV R 13/14
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Für Eltern

Kindergeld: Wöchentliche Erwerbstätigkeit von  
20 Stunden und drei Minuten ist schädlich

Für ein volljähriges Kind können Eltern u.a. dann Kindergeld beziehen, wenn sich 
das Kind in einer Berufsausbildung befindet und noch nicht das 25. Lebensjahr 

vollendet hat. Absolviert das Kind eine Zweitausbildung, ist der Kindergeldan­
spruch jedoch grundsätzlich verloren, wenn es daneben eine Erwerbstätigkeit mit 
einer Wochenarbeitszeit von über 20 Stunden ausübt. Ein Urteil des Finanzgerichts 
Düsseldorf zeigt, dass schon eine geringe Überschreitung der wöchentlichen Ar­
beitszeit zum Wegfall des Kindergelds führen kann.

Im Urteilsfall hatte ein Kind nach dem 
Abschluss des Masterstudiums ein Pro­
motionsstudium begonnen. Während 
dieses Studiums war es als wissen­
schaftlicher Mitarbeiter mit der Hälfte 
der wöchentlichen Arbeitszeit eines 
Vollzeitbeschäftigten von 40,10 Stunden  
tätig (also wöchentlich 20,05 Stunden). 

Die Familienkasse stellte die Kinder­
geldzahlungen ein, weil die bei einer 
Zweitausbildung zulässige Stundenzahl 
von 20 Wochenstunden um drei Minu-
ten überschritten war. Das Finanzgericht 
Düsseldorf bestätigte der Familienkasse,  
richtig gehandelt zu haben.

Praxishinweise

Die Finanzverwaltung stuft eine Berufs­
ausbildung als erstmalig ein, wenn ihr 
keine andere abgeschlossene Berufs­
ausbildung bzw. kein abgeschlossenes 
berufsqualifizierendes Hochschulstudi­
um vorausgegangen ist.

Nach Abschluss einer erstmaligen Be­
rufsausbildung und eines Erststudiums 
gilt die gesetzliche Vermutung, dass das 
Kind in der Lage ist, sich selbst zu unter
halten und damit beim Kindergeld nicht 
mehr zu berücksichtigen ist. Somit ist 
eine Erwerbstätigkeit in diesen Fällen 
grundsätzlich schädlich.

Der Gesetzgeber lässt aber auch Aus­
nahmen zu. So sind eine Erwerbstätig­
keit mit bis zu 20 Stunden regelmäßiger 
wöchentlicher Arbeitszeit, ein Ausbil-
dungsdienstverhältnis oder ein gering-
fügiges Beschäftigungsverhältnis für 
den Kindergeldanspruch unschädlich.

Es gibt auch Konstellationen, in denen 
die Überschreitung der Wochenarbeits­
zeit von 20 Stunden unschädlich ist oder 
nur zum monatsweisen Wegfall des Kin­
dergelds führt. Die Verwaltung lässt es 
nämlich zu, dass die Erwerbstätigkeit 
für höchstens zwei Monate auf mehr 
als 20 Wochenstunden ausgeweitet 
wird. In diesem Fall gilt Folgendes:

Wenn die •	 durchschnittliche wöchent-
liche Arbeitszeit innerhalb des Kalen­
derjahrs die 20-Stunden-Grenze nicht 
überschreitet, gibt es Kindergeld in 
vollem Umfang.

Führt die Mehrarbeit in den zwei Mo­•	
naten dazu, dass die durchschnittliche 
Wochenarbeitszeit innerhalb eines 
Kalenderjahrs mehr als 20 Stunden 
beträgt, fällt der Kindergeldanspruch 
nur für die Monate weg, in denen die 
Arbeitszeit ausgeweitet wurde.

FG Düsseldorf, Urteil vom 29.8.2013, Az. 3 K 2231/12 Kg, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 140223; BMF-Schreiben 
vom 7.12.2011, Az. IV C 4 - S 2282/07/0001-01; BZSt vom 
20.12.2011, Az. St II 2 - S 2282 PB/11/00002 2012/39210

Für Arbeitgeber

Übernommene Bußgelder sind Arbeitslohn

Übernimmt eine Spedition die Bußgelder, die gegen ihre Fahrer wegen Verstößen  
gegen die Lenk- und Ruhezeiten verhängt worden sind, handelt es sich dabei 

um Arbeitslohn. Dies hat der Bundesfinanzhof entschieden.

Vorteile haben keinen Arbeitslohncha­
rakter, wenn sie sich nur als notwen­
dige Begleiterscheinung betriebsfunk­
tionaler Zielsetzung erweisen. Dies ist 
der Fall, wenn sie aus ganz überwie-
gend eigenbetrieblichem Interesse 
des Arbeitgebers gewährt werden. Ein 
rechtswidriges Tun ist jedoch keine be­
achtliche Grundlage einer solchen be­
triebsfunktionalen Zielsetzung.

Hinweis: An seiner bisherigen Auf­
fassung, wonach die Übernahme von 
Verwarnungsgeldern wegen Verletzung 
des Halteverbots im ganz überwiegend 
eigenbetrieblichen Interesse des Arbeit­
gebers liegen kann, hält der Bundes­
finanzhof nicht weiter fest. 

BFH-Urteil vom 14.11.2013, Az. VI R 36/12, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 140265; BFH-Urteil vom 7.7.2004, 
Az. VI R 29/00

Für Unternehmer

Kleinunternehmer:  
Option nur für einen 
Unternehmensteil  
ist unwirksam

Ein Kleinunternehmer kann mit einer 
nur für einen Unternehmensteil er­

stellten Umsatzsteuererklärung nicht 
auf die Anwendung der Kleinunter-
nehmerregel verzichten. Dies hat der 
Bundesfinanzhof jüngst klargestellt.

Zum Hintergrund

Kleinunternehmer müssen keine Um-
satzsteuer in Rechnung stellen, wenn 
der Umsatz im laufenden Jahr voraus­
sichtlich maximal 50.000 EUR beträgt 
und im Vorjahr nicht mehr als 17.500 EUR  
betragen hat. Der Unternehmer kann 
jedoch auf die Kleinunternehmerrege-
lung verzichten. In diesem Fall kann er 
auch die gezahlte Vorsteuer gegenüber 
dem Finanzamt geltend machen, die 
ihm andere Unternehmer in Rechnung 
gestellt haben.

Sachverhalt und Entscheidung

Ein Unternehmer war als Hausverwal­
ter und als Trainer tätig, ohne dass sein 
Gesamtumsatz die Kleinunternehmer­
grenze überstieg. Eine Umsatzsteuer-
Jahreserklärung mit Vorsteuerüber-
schuss gab er nur für die Hausverwaltung 
ab. Das Finanzamt sah darin eine Option 
zur Steuerpflicht und erließ einen Um­
satzsteuerbescheid, in den es auch die 
Umsätze aus der Trainertätigkeit einbe­
zog, sodass sich insgesamt eine Um-
satzsteuerschuld ergab. 

Dem widersprach der Bundesfinanzhof 
jedoch, da eine nur für einen Unterneh­
mensteil erklärte Option unwirksam ist. 
Vielmehr muss sich der Verzicht auf die 
Nichterhebung der Steuer auf alle Tätig-
keiten des Unternehmens beziehen.

Beachten Sie: In Zweifelsfällen muss 
das Finanzamt beim Unternehmer 
nachfragen. Dies ist insbesondere 
wegen der fünfjährigen Bindungswir-
kung der Optionserklärung angezeigt. 
Bleiben Zweifel, kann eine Option zur 
Regelbesteuerung nicht angenommen 
werden. Der Unternehmer sollte aber 
bereits im Vorfeld tätig werden und 
durch eindeutige Erklärungen seinen 
Verzicht auf die Kleinunternehmerre­
gelung zum Ausdruck bringen.  

BFH-Urteil vom 24.7.2013, Az. XI R 31/12, unter www.
iww.de, Abruf-Nr. 133824
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Haftungsausschluss

Der Inhalt des Rundschreibens ist 
nach bestem Wissen und Kenntnis­
stand erstellt worden. Die Komple­
xität und der ständige Wandel der 
Rechtsmaterie machen es notwendig, 
Haftung und Gewähr auszuschließen. 
Das Rundschreiben ersetzt nicht die 
individuelle persönliche Beratung.

Für Arbeitgeber

Ist die pauschale  
Lohnsteuerpflicht  
für Sonderleistungen 
an Pensionskassen  
verfassungswidrig?

Der Bundesfinanzhof hat dem Bun­
desverfassungsgericht die Frage 

vorgelegt, ob es mit dem Grundgesetz 
vereinbar ist, dass der Arbeitgeber für 
bestimmte Lohneinkünfte seiner Arbeit­
nehmer zwangsweise pauschale Lohn-
steuer zu zahlen hat, durch die er selbst 
definitiv belastet wird.

Zahlungen des Arbeitgebers an eine 
Pensionskasse führen bei den Arbeit­
nehmern regelmäßig zu Arbeitslohn. 
Dies gilt nicht nur für laufende Zah­
lungen, sondern auch für Sonderzah-
lungen, die der Arbeitgeber leisten 
muss, wenn er eine Versorgungseinrich­
tung – im Streitfall handelte es sich um 
die Versorgungsanstalt des Bundes und 
der Länder (VBL) – verlässt. Erhoben 
werden diese sogenannten Gegenwert-
zahlungen, weil der aus der Pensions­
kasse ausscheidende Arbeitgeber künf­
tig keine Umlagezahlungen mehr an die 
Pensionskasse leistet, diese jedoch die 
Betriebsrenten fortzuzahlen hat.

Die Gegenwertzahlungen unterliegen 
einer pauschalen Lohnsteuer von 15 %.  
Obwohl es sich um Lohneinkünfte der 
Arbeitnehmer handelt, bestimmt das 
Gesetz, dass der Arbeitgeber diese 
Steuer zu erbringen und endgültig zu 
tragen hat. Dies verstößt nach Auffas­
sung des Bundesfinanzhofs gegen den 
allgemeinen Gleichheitssatz, weil der 
Arbeitgeber damit verpflichtet wird, die 
Einkommensteuer für eine andere Per­
son zu tragen. 

Hinweis: Zwar sieht das Einkommen­
steuergesetz auch für andere Fälle eine 
pauschale Lohnsteuer vor. Hier besteht 
für den Arbeitgeber jedoch ein Wahlrecht.

BFH, Beschlüsse vom 14.11.2013, Az. VI R 49/12, BVerfG 
Az. 2 BvL 7/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 140356; Az. 
VI R 50/12, BVerfG Az. 2 BvL 8/14, unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 140357

Für alle Steuerpflichtigen

Neues Anwendungsschreiben zu haushaltsnahen 
Dienstleistungen und Handwerkerleistungen

Nicht zuletzt aufgrund einiger jüngerer Entscheidungen des Bundesfinanzhofs 
hat das Bundesfinanzministerium sein Anwendungsschreiben zur Steuer-

ermäßigung bei haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnissen, haushaltsnahen 
Dienstleistungen und Handwerkerleistungen aktualisiert. Wichtige Aspekte aus 
dem 37 Seiten umfassenden Schreiben sind nachfolgend aufgeführt.

Handwerkerleistungen  
bei Neubaumaßnahmen

Nach Ansicht des Bundesfinanzministe­
riums sind handwerkliche Tätigkeiten im 
Rahmen einer Neubaumaßnahme nicht 
begünstigt. Nach der alten Definition 
galten als Neubaumaßnahmen alle 
Maßnahmen, die im Zusammenhang 
mit einer Nutz- oder Wohnflächenschaf­
fung bzw. -erweiterung anfallen.

Nach der neuen (steuerzahlerfreund­
licheren) Definition ist es nicht relevant, 
ob es sich bei den Aufwendungen für 
die einzelne Maßnahme ertragsteuer­
rechtlich um Erhaltungs- oder Herstel­
lungsaufwand handelt. Die sachliche Be­
grenzung der begünstigten Maßnahme  
bestimmt sich vielmehr aus dem Tatbe-
standsmerkmal „im Haushalt”. 

Maßnahmen im Zusammenhang mit 
neuer Wohn- bzw. Nutzflächenschaffung 
in einem vorhandenen Haushalt sind 
nunmehr begünstigt. Darüber hinaus 
schließt eine – nachhaltige – Erhöhung 
des Gebrauchswerts der Immobilie eine 
Steuerermäßigung nicht aus.

Nicht begünstigte Neubaumaßnahmen 
sind nach der neuen Sichtweise alle 
Maßnahmen, die im Zusammenhang 
mit der Errichtung eines Haushalts bis 
zu dessen Fertigstellung anfallen.

Hinweis: Die Anlage 1 des Schreibens 
enthält eine beispielhafte Aufzählung 
begünstigter und nicht begünstigter 
haushaltsnaher Dienstleistungen und 
Handwerkerleistungen.

Öffentliches Gelände/ 
Privatgelände

Bei Dienstleistungen, die sowohl auf 
einem öffentlichen Gelände als auch 
auf dem Privatgelände durchgeführt 
werden (z.B. Straßen- und Gehweg­
reinigung, Winterdienst), sind nur die 
Aufwendungen für Dienstleistungen 
auf dem Privatgelände begünstigt. Das 
gilt selbst dann, wenn eine konkrete 
Verpflichtung besteht.

Hinweis: Zu dieser Thematik ist das  
letzte Wort aber noch nicht gesprochen, 
da beim Bundesfinanzhof zwei Verfah­
ren anhängig sind.  

Gutachtertätigkeiten/  
Schornsteinfegerleistungen

Die Tätigkeit eines Gutachters gehört 
weder zu den haushaltsnahen Dienstleis-  
tungen, noch handelt es sich um eine 
Handwerkerleistung. Grundsätzlich 
sind daher z.B. nicht begünstigt:

Mess- oder Überprüfungsarbeiten,•	
die Feuerstättenschau sowie•	
andere technische Prüfdienste.•	

Das gilt auch, wenn diese Leistungen 
durch einen Kaminkehrer oder Schorn-
steinfeger erbracht werden, dessen 
Schornstein-Kehrarbeiten sowie Repa­
ratur- und Wartungsarbeiten als Hand­
werkerleistung begünstigt sind.

Hinweis: Bis einschließlich Veranla­
gungszeitraum (VZ) 2013 können be­
günstigte und nicht begünstigte Schorn­
steinfegerleistungen noch in einer  
Summe als einheitliche begünstigte 
Handwerkerleistung geltend gemacht 
werden. Ab dem VZ 2014 müssen die 
Arbeiten in der Rechnung getrennt aus-
gewiesen (alternativ getrennt abgerech-
net) werden. Ansonsten wird das Finanz­
amt die Steuerermäßigung ablehnen.

Der Deutsche Steuerberaterverband 
macht darauf aufmerksam, dass diese 
Änderung auch für Abrechnungen in 
2014 gilt, die ggf. noch das Jahr 2013 
betreffen. Maßgeblich ist nämlich der 
Veranlagungszeitraum der Zahlung.

Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass 
in der Anlage 1 zum Schreiben auch 
die Dichtheitsprüfung von Abwasser-
anlagen als nicht begünstigte Leistung 
aufgeführt ist. Die Ansicht des Bundes­
finanzhofs (Verfahren ist anhängig) darf 
mit Spannung erwartet werden.
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